
 
Ltd. KVD Ganseuer teilte mit, der Bund plane eine Änderung des Art. 104 Grundgesetz noch vor 
der Sommerpause, um bei der Umsetzung der Maßnahmen des Konjunkturpakets II mehr 
Spielraum und Planungssicherheit zu haben. Die Umsetzung der Maßnahmen des 
Konjunkturpakets II hänge aber im Wesentlichen von dieser Grundgesetzänderung ab. Er erbitte 
aber heute bereits das Votum des Kreisausschusses, um soweit möglich mit der Umsetzung 
bereits beginnen zu können. 
 
Abg. Finke merkte an, die Wirtschaft erwarte eine zügige Umsetzung des Konjunkturprogramms. 
Er erkundigte sich, wann insoweit die Vergabe konkreter Maßnahmen erfolgen könne. 
 
Ltd. KVD Ganseuer antwortete, dass man für solche Vergaben Planungssicherheit durch die 
Änderung des Grundgesetzes benötige. Dies gelte aber nur für die Infrastrukturmaßnahmen des 
Kreishauses. Die geplanten energetischen Maßnahmen an den Schulen könnten aber 
umgesetzt werden. Hier solle bereits am Mittwoch im Bau- und Vergabeausschuss die erste 
größere Maßnahme beschlossen werden. 
 
Abg. Krupp wies darauf hin, dass ihre Fraktion dies mittrage, wobei es sich bei dem 
gemeinsamen Antrag von CDU und GRÜNEN vom 04.02.2009 um eine reine Wiedergabe von 
Verwaltungslisten handele. 
 
Abg. H. Becker wies die Ausführungen seiner Vorrednerin zurück, zumal er an der Erstellung 
dieser Liste mitgearbeitet habe. Er machte deutlich, dass es sich bei der Maßnahme „Kreishaus“ 
um eine längerfristige handeln werde und diese auch in 2010 noch für Aufträge und 
Beschäftigung sorgen werde.  
 
Vor der Beschlussfassung vereidigte der Landrat das neue stellvertretende 
Kreisausschussmitglied Jürgen Kusserow, der unter Erheben der rechten Hand folgende 
Eidesformel wiederholte: 
 

„Ich schwöre, dass ich das mir übertragene Amt nach bestem Wissen und Können 
verwalten, Verfassung und Gesetze befolgen und verteidigen, meine Pflichten 
gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen Jedermann üben werde.“ 

 
Der Landrat händigte die Ernennungsurkunde aus und wies darauf hin, dass die Vereidigung 
und die Ernennung im Namen der Bezirksregierung erfolge. 


